
Vertrag über die Stabilität, Koordinierung und Steuerung in der Wirtschafts- und Währungsunion (SKS-Vertrag,

„Fiskalpakt“)

Allgemeine 
Forderungen 
des EP

Forderungen des EP vom 
18. Januar 2012 an den 
SKS-Vertrag
(„Das Europäische 
Parlament...“)

Vorherige Entschließung 
des EP vom 1. Dezember 
2011 unter anderem zum 
Europäischen Semester

Endgültige Fassung des 
SKS-Vertrag

Entschließung des EP vom 
2. Februar 2012 unter 
anderem zur Bewertung 
des SKS-Vertrags
(„Das Europäische 
Parlament...“)

Überführung  in
den  EU-Rechtsrah-
men

„1.  bezweifelt,  dass ein solches zwischen-
staatliches  Abkommen  notwendig  ist,  da
die meisten der darin genannten zentralen
Ziele besser und wirksamer durch Maßnah-
men  im  Rahmen  des  EU-Rechts  verwirk-
licht  werden  können,  um  nachdrücklich,
unverzüglich und dauerhaft auf die derzei-
tige Finanz- und Wirtschaftskrise und die in
vielen Mitgliedstaaten der EU bestehende
gesellschaftliche Krise zu reagieren; ist aber
dennoch  weiterhin  bereit,  an  einer  kon-
struktiven Lösung mitzuarbeiten;“

„4.  fordert  darüber  hinaus  insbesondere,
dass

– die Vertragsparteien in  dem neuen Ab-
kommen in rechtsverbindlicher Form dazu
verpflichtet  werden,  alle  erforderlichen
Maßnahmen  zu  treffen,  damit  sicherge-
stellt ist, dass das Abkommen im Wesentli-
chen spätestens binnen fünf Jahren in die
EU-Verträge überführt wird;

[…]“

/ [bereits im 2. Vertragsentwurf vom 6. Janu-
ar 2012 enthalten, im 3. Entwurf vom 10.
Januar 2012 in finaler Fassung gebracht]

„ARTIKEL 16 

Binnen höchstens fünf  Jahren ab dem In-
krafttreten dieses Vertrags werden auf der
Grundlage einer  Bewertung der Erfahrun-
gen  mit  der  Umsetzung  des  Vertrags  ge-
mäß  dem  Vertrag  über  die  Europäische
Union und dem Vertrag über die Arbeits-
weise der Europäischen Union die notwen-
digen Schritte mit dem Ziel unternommen,
den Inhalt  dieses Vertrags in  den Rechts-
rahmen der  Europäischen Union zu über-
führen.“

„3. ist der Auffassung, dass der endgültige
Text im Vergleich zum ursprünglichen Text
an  mehreren  Punkten  eine  Verbesserung
darstellt,  und  dass  eine  Reihe  von  Ände-
rungen,  die  das  Parlament  vorgeschlagen
hat, aufgenommen wurde, und zwar insbe-
sondere

[…] 

– eine Zusage, den Inhalt des Abkommens
innerhalb  von  fünf  Jahren  in  den  EU-
Rechtsrahmen aufzunehmen;“
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Vorrang  des  EU-
Rechts

„4. […]

–  in  dem  neuen Abkommen ausdrücklich
der Vorrang des EU-Rechts vor den Bestim-
mungen  des  Abkommens  anerkannt  wer-
den sollte,

[…]“

/ [war in 1. Fassung vom 16. Dezember 2011
enthalten,  in  3.  Fassung  vom  10.  Januar
2012 wurde der Verweis auf den Vorrang
des EU-Rechts gestrichen]

„ARTIKEL 2 

[…] 

(2) Dieser Vertrag gilt insoweit, wie er mit
den Verträgen, auf denen die Europäische
Union beruht, und mit dem Recht der Eu-
ropäischen Union vereinbar ist. Er lässt die
Handlungsbefugnisse  der  Union  auf  dem
Gebiet der Wirtschaftsunion unberührt.“

„3. […] 

– eine Zusage, dass die Gemeinschaftsme-
thode uneingeschränkt Anwendung findet;

[…]“

Anwendung  des
EU-Rechts

„4. […]

– alle Maßnahmen zur Umsetzung des Ab-
kommens nach den dafür in den EU-Verträ-
gen  vorgesehenen  Verfahren  getroffen
werden sollten,

– das Abkommen mit dem EU-Recht in Ein-
klang steht, insbesondere in Bezug auf die
im Stabilitäts- und Wachstumspakt festge-
legten Kennziffern,  und dass  in  dem  Fall,
dass  Vertragsparteien  sich  vom  EU-Recht
abweichende Ziele setzen möchten, die da-
für  geltenden  EU-Rechtsverfahren  einge-
halten und keine doppelten Standards ein-
geführt werden,

[…]“

/ [bereits im 2. Vertragsentwurf vom 6. Janu-
ar 2012 enthalten, im  4. Entwurf vom 19.
Januar 2012 in finaler Fassung gebracht]

„ ARTIKEL 2

(1) Dieser Vertrag wird von den Vertrags-
parteien in Übereinstimmung mit den Ver-
trägen,  auf  denen  die  Europäische Union
beruht, insbesondere mit Artikel 4 Absatz 3
des Vertrags über die  Europäische Union,
und mit dem Recht der Europäischen Uni-
on,  einschließlich  dem  Verfahrensrecht,
wann  immer  der  Erlass  von  Sekundärge-
setzgebung erforderlich ist, angewandt und
ausgelegt.

[…]“

3. […] 

–  dass  Stabilität,  Koordination  und Regie-
rungsführung durch abgeleitete Rechtsvor-
schriften durchgesetzt  werden, wobei das
Parlament einbezogen wird;

– eine Zusage, dass die Gemeinschaftsme-
thode uneingeschränkt Anwendung findet;

[…]“

Rechte  der  Nicht-
Euro-Staaten

„4. […]

–  alle  Vertragsparteien  des  Abkommens,
gegenwärtige  wie  künftige  Mitglieder  des
Euro-Währungsgebiets,  das  gleiche  Recht
zur Teilnahme an Euro-Gipfeltreffen haben
sollten,

/ [wurde im 4. Vertragsentwurf vom 19. Ja-
nuar  2012  aufgenommen,  in  der  finalen
Fassung vom 30. Januar 2012 leicht abge-
ändert]

„ARTIKEL 12

[…]

„3. […] 

–  die  Anerkennung  des  Rechts  der  Ver-
tragsparteien, die nicht den Euro als Wäh-
rung  haben,  an  den  Sitzungen  der  Euro-
Gipfeltreffen  teilzunehmen,  in  denen  es
um die Wettbewerbsfähigkeit, die grundle-
gende  Architektur  des  Euro-Währungsge-
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[…]“
(3)  Die  Staats-  und  Regierungschefs  der
Vertragsparteien, deren Währung nicht der
Euro  ist  und die  diesen  Vertrag  ratifiziert
haben, nehmen an den Beratungen der Ta-
gungen der Euro-Gipfel teil, die für die Ver-
tragsparteien  die  Wettbewerbsfähigkeit,
die Änderung der allgemeinen Architektur
des Euroraums und der grundlegenden Re-
gelungen, die für diesen in Zukunft gelten
werden, betreffen, sowie, wenn dies sach-
gerecht ist und mindestens einmal im Jahr,
an Beratungen zu bestimmten Fragen der
Durchführung dieses Vertrags über Stabili-
tät,  Koordinierung  und  Steuerung  in  der
Wirtschafts- und Währungsunion.

[…]“

biets und die grundsätzlichen Regeln geht,
die in Zukunft für diesen Raum gelten wer-
den;

[…]“

Interparlamentari-
sche Zusammenar-
beit

„4. […]

–  demokratische  Rechenschaftspflicht  ge-
währleistet  werden  muss,  indem  sowohl
das Europäische Parlament als auch die na-
tionalen Parlamente auf den entsprechen-
den Ebenen stärker an allen Aspekten der
europäischen  wirtschaftlichen  Koordinie-
rung und Ordnungspolitik beteiligt werden,

– die Zusammenarbeit zwischen den natio-
nalen Parlamenten und dem Europäischen
Parlament im Einklang mit den EU-Verträ-
gen  gemäß Artikel  9  des  Protokolls  Nr.  1
AEUV stattfindet,

[…]“

[unter anderem:]*

„[…]

42. äußert sich besorgt über die demokrati-
sche Legitimität der Einführung des Euro-
päischen  Semesters;  vertritt  die  Auffas-
sung, dass das Europäische Parlament und
die nationalen Parlamente für die Herstel-
lung der notwendigen demokratischen Le-
gitimation  und  nationale  Verantwortung
eine wesentliche Rolle spielen;

43.  ist  der  Auffassung,  dass  das  Europäi-
sche Parlament der geeignete Ort für den
wirtschaftspolitischen  Dialog  und  die  Zu-
sammenarbeit  zwischen  den Parlamenten
der  Mitgliedstaaten  und  den  EU-Organen
ist;

[…] 

45. fordert, dass 2012 eine interparlamen-
tarische Konferenz einberufen wird, an der
Vertreter  der  Haushalts-,  Beschäftigungs-

[war bereits im 1. Entwurf vom 16. Dezem-
ber  2011 enthalten,  am 19.  Januar  2012
überarbeitet]

„ARTIKEL 13 

Wie in Titel II des den Verträgen zur Euro-
päischen Union beigefügten Protokolls (Nr.
1) über die Rolle der nationalen Parlamen-
te in der Europäischen Union vorgesehen,
bestimmen das Europäische Parlament und
die nationalen Parlamente der Vertragspar-
teien  gemeinsam  über  die  Organisation
und Förderung einer Konferenz von Vertre-
tern der zuständigen Ausschüsse des Euro-
päischen  Parlaments  und  von  Vertretern
der zuständigen Ausschüsse der nationalen
Parlamente,  um  die  Haushaltspolitik  und
andere von diesem Vertrag erfasste Ange-
legenheiten zu diskutieren.“

„3. […] 

– die Zusammenarbeit zwischen dem Euro-
päischen  Parlament  und  den  nationalen
Parlamenten auf einer einvernehmlich fest-
gelegten  Grundlage  und  in  Übereinstim-
mung mit dem Vertrag;

[…]“
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und  Wirtschaftsausschüsse  des  Europäi-
schen Parlaments und der nationalen Par-
lamente teilnehmen, um Umfang, Metho-
den und Mittel einer demokratischen Legi-
timierung der  Wirtschaftspolitik  auf  meh-
reren Ebenen und in mehreren Dimensio-
nen festzulegen und um insbesondere si-
cherzustellen,  dass  die  in  den  nationalen
Reformprogrammen  angekündigten  Maß-
nahmen  und  Ziele  zusammengenommen
ehrgeizig genug sind,  um die Leitziele der
Strategie  Europa  2020  zu  verwirklichen;
weist jedoch darauf hin, dass für die Verab-
schiedung  der  Haushaltspläne  der  Mit-
gliedstaaten  hinreichend  Zeit  zur  Verfü-
gung stehen muss;

46. beabsichtigt, ab 2013 jedes Jahr vor der
Frühjahrstagung  des  Europäischen  Rates
ein interparlamentarisches Forum im Euro-
päischen  Parlament  zu  organisieren,  in
dem Mitglieder der zuständigen Ausschüs-
se der nationalen Parlamente zusammen-
kommen; empfiehlt, diese Zusammenkunft
zu einem integralen Bestandteil des jährli-
chen  Treffens  zu  machen,  das  vom  Aus-
schuss  für  Wirtschaft  und  Währung  für
Mitglieder der nationalen Parlamente orga-
nisiert wird; schlägt vor, dass dieses Forum
Sitzungen der Fraktionen und der zuständi-
gen  Ausschüsse  sowie  eine  Plenarsitzung
umfasst, und fordert die europäischen So-
zialpartner auf, an dieser Sitzung teilzuneh-
men und ihre Standpunkte einzubringen;

47.  plant,  ab  2013  jedes  Jahr  nach  der
Frühjahrstagung  des  Europäischen  Rates
ein zweites interparlamentarisches Treffen
zu organisieren, bei dem die Vorsitzenden
der für das Europäische Semester zuständi-
gen  Ausschüsse  in  den  nationalen  Parla-
menten  und  im  Europäischen  Parlament
(ECON, EMPL, BUDG, ENVI, ITRE) die vorge-
schlagenen Empfehlungen der Kommission
erörtern werden;
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[…]“

Rechte des EP-Prä-
sidenten

„4. […]

–  demokratische  Rechenschaftspflicht  ge-
währleistet  werden  muss,  indem  sowohl
das Europäische Parlament als auch die na-
tionalen Parlamente auf den entsprechen-
den Ebenen stärker an allen Aspekten der
europäischen  wirtschaftlichen  Koordinie-
rung und Ordnungspolitik beteiligt werden

[…]“

/ [die  freiwillige  Möglichkeit  der  Einladung
des EP-Präsidenten wurde zum ersten Mal
in der 4. Fassung vom 19. Januar 2012 auf-
genommen und blieb unverändert; die In-
formationspflicht des EP war ab der 1. Fas-
sung vom 16 Dezember 2011 enthalten]

„ARTIKEL 12

[…] 

(5) Der Präsident des Europäischen Parla-
ments kann eingeladen werden, um gehört
zu werden. Der Präsident des Euro-Gipfels
legt dem Europäischen Parlament nach je-
der Tagung des Euro-Gipfels einen Bericht
vor.“

„8.  bedauert,  dass  der  endgültige  Text
nicht  die  Forderung des  Parlaments  nach
uneingeschränkter Teilnahme seines Präsi-
denten an den inoffiziellen Euro-Gipfeltref-
fen widerspiegelt; besteht darauf, dass der
gewählte  Präsident  der  Euro-Gipfeltreffen
eine  ständige  Einladung  zur  uneinge-
schränkten Teilnahme ausspricht;“

Ziele  des  Vertra-
ges:  nachhaltiges
Wachstum,  Be-
schäftigung,  Wett-
bewerbsfähigkeit
und  sozialer  Zu-
sammenhalt

[eigene Hervorhebungen]

„5. wiederholt seine Forderung nach einer
Union  sowohl  der  Stabilität  als  auch  des
nachhaltigen Wachstums; vertritt  die Auf-
fassung,  dass  Haushaltsdisziplin  zwar  die
Voraussetzung  für  ein  tragfähiges  Wachs-
tum  ist,  dass  sie  allein  aber  keinen  wirt-
schaftlichen  Aufschwung  herbeiführen
wird,  und  dass  von  dem  Abkommen  die
klare  Botschaft  ausgehen  muss,  dass  die
europäischen Staats-  und Regierungschefs
an  beiden  Fronten  mit  der  gleichen  Ent-
schiedenheit handeln werden; fordert aus
diesem Grund nachdrücklich,  dass in dem
Abkommen  neben  Vorschlägen  zu  einem
Tilgungsfonds, zu projektspezifischen Anlei-
hen, zu einer im EU-Recht verankerten Fi-
nanztransaktionssteuer und, bei gleichzeiti-
ger Gewährleistung der Haushaltsdisziplin,
einem  Fahrplan  für  Stabilitätsanleihen
(„Eurobonds“)  die  Verpflichtung  der  Ver-

/ [eigene Hervorhebungen]

[der Verweis auf Maßnahmen für  nachhal-
tiges  Wachstum,  Beschäftigung,  Wettbe-
werbsfähigkeit und sozialen Zusammenhalt
wurde in dieser Form im Vertragsentwurf
vom 19. Januar 2012 eingefügt]

„ARTIKEL 1 

(1)  Mit  diesem  Vertrag  kommen die  Ver-
tragsparteien als Mitgliedstaaten der Euro-
päischen Union überein, die wirtschaftliche
Säule der Wirtschafts- und Währungsunion
durch Verabschiedung einer Reihe von Vor-
schriften zu stärken, die die Haushaltsdiszi-
plin durch einen fiskalpolitischen Pakt för-
dern,  die Koordinierung ihrer Wirtschafts-
politiken verstärken und die Steuerung des
Euro-Währungsgebiets  verbessern  sollen
und dadurch zur Erreichung der Ziele  der
Europäischen  Union  für  nachhaltiges

[eigene Hervorhebungen]

„3. […] 

– der neu aufgenommene Verweis auf die
Ziele  nachhaltiges  Wachstum,  Beschäfti-
gung,  Wettbewerbsfähigkeit  und  sozialer
Zusammenhalt;

[…]“
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tragsparteien vorgesehen sein muss,  Maß-
nahmen zur Förderung von mehr Konver-
genz  und  Wettbewerbsfähigkeit zu  tref-
fen;“

Wachstum,  Beschäftigung,  Wettbewerbs-
fähigkeit und sozialen Zusammenhalt bei-
tragen.

[…]“

[der Verweis auf Maßnahmen für  Beschäf-
tigung und Wettbewerbsfähigkeit wurde in
dieser  Form  im  Vertragsentwurf  vom 19.
Januar 2012 eingefügt]

„ARTIKEL 9 

Gestützt auf die wirtschaftspolitische Koor-
dinierung im  Sinne des Vertrags über  die
Arbeitsweise der Europäischen Union ver-
pflichten  sich  die  Vertragsparteien,  ge-
meinsam  auf  eine Wirtschafts-politik  hin-
zuarbeiten, die durch  erhöhte Konvergenz
und Wettbewerbsfähigkeit das reibungslo-
se  Funktionieren  der  Wirtschafts-  und
Währungsunion  sowie  das  Wirtschafts-
wachstum fördert. Zu diesem Zweck leiten
die  Vertragsparteien  in  Verfolgung  des
Ziels,  Wettbewerbsfähigkeit  und Beschäf-
tigung zu fördern, weiter zur langfristigen
Tragfähigkeit der öffentlichen Finanzen bei-
zutragen  und  die  Finanzstabilität  zu  stär-
ken, in allen für das reibungslose Funktio-
nieren des Euro-Währungsgebiets wesent-
lichen Bereichen die notwendigen Schritte
und Maßnahmen ein.“

* Die Forderungen des EP im Bezug auf die interparlamentarische Zusammenarbeit waren ursprünglich auf das Europäische Semester bezogen. 
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